
Rechtsmittel, eingelegt am 28. September 2007 von der
Kommission der Europäischen Gemeinschaften gegen das
Urteil des Gerichts erster Instanz (Zweite Kammer) vom
18. Juli 2007 in der Rechtssache T-189/02, Ente per le Ville
vesuviane/Kommission der Europäischen Gemeinschaften

(Rechtssache C-445/07 P)

(2007/C 297/40)

Verfahrenssprache: Italienisch

Verfahrensbeteiligte

Rechtsmittelführerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaf-
ten (Prozessbevollmächtigter: L. Flynn im Beistand von A. Dal
Ferro, avvocato)

Andere Verfahrensbeteiligte: Ente per le Ville vesuviane

Anträge

Die Rechtsmittelführerin beantragt,

— das Urteil des Gerichts erster Instanz vom 18. Juli 2007 in
der Rechtssache T-189/02 aufzuheben, soweit darin die von
der Ente per le Ville vesuviane erhobene Nichtigkeitsklage
für zulässig erklärt wird;

— die von der Ente per le Ville vesuviane erhobene Klage auf
Nichtigerklärung der Entscheidung D(2002) 810111 der
Kommission vom 13. März 2002 für unzulässig zu erklären;

— der Ente per le Ville vesuviane die Kosten im vorliegenden
Verfahren und im Verfahren des ersten Rechtszugs aufzuerle-
gen.

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente

Die Kommission hält ihre Anfechtung des Urteils des Gerichts
erster Instanz für zulässig, da die Rechtsmittelgegnerin, obwohl
sie im ersten Rechtszug obsiegt habe, hinsichtlich der gegen sie
erhobenen Einrede der Unzulässigkeit unterlegen sei.

Das angefochtene Urteil sei fehlerhaft: Es verstoße gegen
Gemeinschaftsrecht, soweit es die Klage der Ente per le Ville
vesuviane mit der Begründung für zulässig erkläre, dass diese im
Sinne von Art. 230 Abs. 4 EG unmittelbar betroffen sei. Nach
der maßgebenden Gemeinschaftsrechtsprechung sei der Kläger
in einem Fall der vorliegenden Art — in dem es sich um eine an
einen Mitgliedstaat gerichtete Maßnahme handele, bei der es in
dessen Ermessen stehe, die Wirkungen der Gemeinschaftsrecht-
sprechung auf den Kläger anzuwenden —, unbeschadet der Tat-
sache, dass er „Empfänger“ der Gemeinschaftsmittel sei, von der
fraglichen Entscheidung nicht als unmittelbar betroffen anzuse-
hen.

Klage, eingereicht am 1. Oktober 2007 — Kommission der
Europäischen Gemeinschaften/Italienische Republik

(Rechtssache C-447/07)

(2007/C 297/41)

Verfahrenssprache: Italienisch

Parteien

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro-
zessbevollmächtigte: G. Rozet und L. Pignataro-Nolin)

Beklagte: Italienische Republik

Anträge

Die Kommission beantragt,

— festzustellen, dass die Italienische Republik dadurch, dass sie
in ihren Rechtsvorschriften über die Ausübung des Berufs
eines Kapitäns oder Ersten Offiziers auf allen unter italieni-
scher Flagge fahrenden Schiffen die italienische Staatsangehö-
rigkeit verlangt, gegen ihre Verpflichtungen aus Art. 39 EG
verstoßen hat;

— der Italienischen Republik die Kosten aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Die Kommission macht geltend, dass die italienischen Rechtsvor-
schriften, wonach die Stelle eines Kapitäns oder Ersten Offiziers
auf allen unter italienischer Flagge fahrenden Schiffen italieni-
schen Staatsangehörigem vorbehalten ist, gegen Art. 39 EG, in
dem der Grundsatz der Freizügigkeit der Arbeitnehmer veran-
kert sei, in der Auslegung durch den Gerichtshof verstießen.

Der Gerichtshof habe in den Urteilen vom 30. September 2003
in zwei Fällen, von denen der eine die Stelle eines Kapitäns oder
Ersten Offiziers auf unter spanischer Flagge fahrenden Handels-
schiffen (Rechtssache C-405/01) und der andere die Stelle eines
Kapitäns von unter deutscher Flagge in der Kleinen Hochseefi-
scherei eingesetzten Seefischereischiffen (Rechtssache C-47/02)
beträfen, seine Auslegung von Art. 39 EG erläutert.

Die italienischen Behörden hätten im Rahmen des vorliegenden
Verfahrens nichts anderes vorgetragen, als seinerzeit in der
Rechtssache C-405/01, an der sich die italienische Regierung
beteiligt habe, und als das, was die französischen Behörden in
der Rechtssache C-47/02 vorgetragen hätten. Der Gerichtshof
habe dieses Vorbringen in seinen Urteilen vom 30. September
2003 zurückgewiesen.
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Die Kommission weist lediglich darauf hin, dass die italienischen
Behörden den Verstoß in ihrer Antwort auf die mit Gründen
versehene Stellungnahme vom 22. Mai 2007 nicht bestritten.
Sie hätten nämlich ihre Absicht bekundet, auf das Erfordernis
der italienischen Staatsangehörigkeit für den Zugang zum Beruf
des Kapitäns und den des Ersten Offiziers zu verzichten, und
zugesagt, die Kommission über das abschließende Ergebnis der
zwischen den betroffenen Ministerien laufenden Beratungen zu
informieren.

Die Kommission habe keinerlei Informationen über den Zeitplan
für die Änderung der italienischen Rechtsvorschriften erhalten.
Deshalb verstießen diese dadurch, dass sie die Stelle eines Kapi-
täns oder Ersten Offiziers auf allen unter italienischer Flagge
fahrenden Schiffen italienischen Staatsangehörigem vorbehielten,
gegen Art. 39 EG, in dem der Grundsatz der Freizügigkeit der
Arbeitnehmer im Sinne der Auslegung des Gerichtshofs veran-
kert sei.

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale Amministrativo
Regionale del Lazio, eingereicht am 3. Oktober 2007 —
Roche SpA/Agenzia Italiana del Farmaco (AIFA) et

Ministero della Salute

(Rechtssache C-450/07)

(2007/C 297/42)

Verfahrenssprache: Italienisch

Vorlegendes Gericht

Tribunale Amministrativo Regionale del Lazio

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: Roche SpA

Beklagte: Agenzia Italiana del Farmaco (AIFA) et Ministero della
Salute

Vorlagefragen

1. Nach den Bestimmungen in den Art. 2 und 3 der Richtlinie
89/105 (1), die das Verhältnis zwischen den Behörden eines
Mitgliedstaats und den Arzneimittelunternehmen regeln —

in dem Sinne, dass die Festsetzung des Preises eines Arznei-
mittels oder dessen Erhöhung auf der Grundlage der Anga-
ben der Letztgenannten, jedoch in dem von der zuständigen
Behörde anerkannten Umfang, somit auf der Grundlage einer
Abstimmung zwischen den Unternehmen und den für die
Überwachung der Kosten von Arzneimitteln zuständigen
Behörden erfolgt —, regelt Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie „einen
Preisstopp für alle Arzneimittel oder für bestimmte Arznei-
mittelkategorien“ und gestaltet diesen als allgemeines Mittel,
das im Hinblick auf seine Beibehaltung mindestens einmal
jährlich anhand der gesamtwirtschaftlichen Lage in dem Mit-
gliedstaat zu überprüfen ist. Die Bestimmung billigt den

zuständigen Behörden eine Frist von neunzig Tagen zu,
innerhalb deren sie erklären müssen, ob und welche Preiser-
höhungen oder -senkungen genehmigt werden. Die Frage lau-
tet: Ist diese Bestimmung in dem Teil, der sich auf „Preissen-
kungen“ bezieht, dahin zu verstehen, dass neben dem allge-
meinen Hilfsmittel eines Preisstopps für alle Arzneimittel
oder für bestimmte Arzneimittelkategorien auch ein anderes
allgemeines Hilfsmittel vorgesehen ist, das in der Möglichkeit
einer Senkung der Preise für alle Arzneimittel oder für
bestimmte Arzneimittelkategorien besteht, oder ist die Wen-
dung „Preissenkungen“ ausschließlich auf Arzneimittel zu
beziehen, die bereits dem Preisstopp unterliegen.

2. Kann Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie 89/105 — in dem Teil, in
dem den zuständigen Behörden eines Mitgliedstaats vorge-
schrieben wird, mindestens einmal jährlich im Fall eines
Preisstopps zu überprüfen, ob die gesamtwirtschaftliche Lage
die Beibehaltung des Preisstopps rechtfertigt — dahin ausge-
legt werden, dass, wenn eine Preissenkung in Beantwortung
der ersten Frage zulässig ist, diese Maßnahme auch mehrmals
im Laufe ein und desselben Jahres angewandt und mehrere
Jahre lang (von 2002 bis 2010) wiederholt werden kann.

3. Ist im Sinne von Art. 4 der Richtlinie 89/105 — ausgelegt
im Licht der Erwägungsgründe, die den Hauptzweck der
Maßnahmen einer Überwachung der Preise der angegebenen
Arzneimittel behandeln, die in der „Förderung der Volksge-
sundheit durch die Gewährleistung einer adäquaten Versor-
gung mit Arzneimitteln zu angemessenen Kosten“ bestehen
und dem Erfordernis einer Verhinderung von Unterschieden
unterliegen, die „den innergemeinschaftlichen Handel mit
Arzneimitteln behindern oder verfälschen“ können — der
Erlass von Maßnahmen mit dem Gemeinschaftsrecht verein-
bar, die sich auf wirtschaftliche Werte der Ausgaben bezie-
hen, die nur „geschätzt“ anstatt „festgestellt“ worden sind (die
Frage betrifft beide Fallgestaltungen).

4. Ist bei den Erfordernissen im Zusammenhang mit der Einhal-
tung der Obergrenzen für Arzneimittelausgaben, deren
Bestimmung jedem Mitgliedstaat zusteht, genau allein an die
Ausgaben für Arzneimittel anzuknüpfen, oder steht es im
Ermessen der einzelnen Staaten, auch Daten in Bezug auf
andere Gesundheitsausgaben zu berücksichtigen.

5. Sind die Grundsätze der Transparenz und der Beteiligung der
betroffenen Unternehmen an den Entscheidungen über einen
Preisstopp oder eine allgemeine Senkung der Arzneimittel-
preise, die sich aus der Richtlinie ableiten lassen, dahin aus-
zulegen, dass dennoch stets eine Möglichkeit der Ausnahme
vom vorgeschriebenen Preis (Art. 4 Abs. 2 der Richtlinie
89/105) und eine konkrete Beteiligung des den Antrag stel-
lenden Unternehmens mit der daraus folgenden Notwendig-
keit für die Verwaltung, eine Ablehnung zu begründen, vor-
zusehen ist.

(1) Richtlinie 89/105/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 betref-
fend die Transparenz von Maßnahmen zur Regelung der Preisfestset-
zung bei Arzneimitteln für den menschlichen Gebrauch und ihre Ein-
beziehung in die staatlichen Krankenversicherungssysteme (ABl. L 40,
S. 8).
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